
Bundessozialgericht
Az„: 9 RV 646/71.
———————__—__————

‘
»VGrkü■det

am '
>24„November 4972

i‚ I m
‚

N a me n d e s V o lhk e st

U r t e i*1*' *

in dem Rechtsstreit

KlägerinundRevision5beklagteg

@ e g e n

Beklagter unleevisionsklägero

Der 9° Senat des BündeSsozialgerichts hat auf

die mündliche Verhandlung Vom 24 November 4972
durch Vorsitzende Richterin Dr° S c h w a r z ,

‘ die Richter Dr„ B a r e s e l und

Dr« R e n n e r und die ehrenamtlichen-‘J‘■'

Richter Dr„ L e h n und Dr° G e n e n 8 e T

für Recht erkannt.

1) Die Revision des Beklagten gegen das
Urteil des Landessozialgerichts Nbrdrhein—f7'
Westfalen vom 18 August 197q wird zu-
rückgewiesen° „, —. .

'

2) Außergerichtliche Kosten sind nicht zu
erstatten"
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Die Klägerin b®gehrt die—Erstattung eines Betrages von
DM144,88, den sie für den bei ihr früher krankenverSicher—
ten, inzwischen verstorbenen Kriegsbeschädigten Anton 'B”;

ST (so) anläßlich einer stationären Beobachtung am 1°.-

und 2° Juni 4959 in der knappschaftlichen Untersuchungse
stelle Duisburg zur Klärung des Krankheitsbildes eufge—.„f■"
bracht hate Bei 50 war mit Bescheid vom 200 Juli 4950
”Magen—und Darmkatarrh als Ruhrfolge" ohne rentenberech—
tigende Minderung der_Erwerbsfähigkeit (MdB) anerkanntoAuflf
de■ Antrag des 5» vom 5e Juni 4959 anerkannte das Versor— ;

sunssamt (Ver50rgA) Duisburg mit Bescheid vom 54„ Oktober
1959 D&Ch dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) “Geschwür

am Nagonauseane" als Schädigungsfolge‚ gewährte ab
„4° Juni 4959 Rente nach einer MdB von 50 v„H° und in AuS—\

führung eines Vergleichs vor den Sozialgericht - SG —
(Bescheidvom29„ Juni 4964) ab 4° Juni 4960unter Neu—

.fassung der Schädigungsfolge ”Magenresektion nach Billroth‘f

II - frischer Zustand —" eine solche nach einer MdB von
40 v°Hoo S° hatte im Frühjahr 4959 wegen seiner Magen—
beschwerien eine Badekur durchgeführt; er befand sich
anschließend in ambulanter Behandlung bei Dro Pii:1t‚ der

ihn in die Knappschaftsuntersuchungsstelle einwies°

Am 2q° November 4964 teilte die Klägerin dem Beklagten mit,
daß sie seit November 4955 dem S‚ wiederholt gesetzliche
Krankenhilfe gewährt habe und vorsorglich Ersatzanspruch

für die ent5tandenen HGilbbhandlungskosten anmelde‚ um
der Einrede der Verjährung vorzubeugen° Mit dem Kosten—

nachweis für das Quartal II/62 machte die Klägerin mit dem
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pHauptbeleg Nr° 575 uQa° aueh die erstattungsfähigen Kosten
_' für die stationäre Beobachtung des S° am 4° und 2° Juni

4959 in Höhe von 444,88 DM geltend° Während das VersorgA*

„für die anläßlich der Arbeitsunfähigkeit des S° in der
3_Zeit vom 6° April bis 2° Juni 4959 entstandenen sonstigen

Kosten Ersatz leistete, lehnte es die Erstattung des Be—_I}V
trages von DM 444,88 mit der Begründung ab, der Versorgungs—

antrag sei von 8° erst am 5" Juni 4959 gestellt werden;
.deshalb könnten Kosten vor diesem Zeitpunkt nicht ersetzt

Verden° Nach weiterem Schriftwechsel zwischen den Betei—
_

ligtcn teilte das VersorgA der Klägerin am 46° August 4965 fl}

mit, der Ersatzanspruch werde nunmehr anerkannt° Es fügte "

diesem Schreiben einen "Vermerk" vom 5° August 4965 bei;

in dem es eingehend die Voraussetzungen des Anspruches auf f,
Heilbehändlung und des Brsatzanspruches — unter Bezug auf

den Erlaß des Arbeits— und Sozialministers des Landes

Fordrhein—Westfalen — II B 5 — 4420(6/65) — vom 49° Februar

4965 — erörterte und bejahte sowie zur Frage der Verjährung

Stellung nahm mit dem Ergebnis, daß auf die Einrede der Ver—_

jfhrung "im Hinblick auf diesen Erlaß und auf die geänderte

Rechtsauffassung des 5 24 Abs‚ 2 BVGverzichtet werden" _1
müsse„ Am20„ Juli 4964lehnte aber dasVersorgAdief"' ""
Kostenerstattung mit der Begründung ab, bei der stationären
Behandlung habe es sich um eine vertrauensärztliche Unter—

suchung zur Klärung der Arbeitseinsatzfähigkeit gehandelt,.

ein überwiegender ursächlicher Zusammenhang mit den als
Schädigungsfolgen anerkannten Gesundheitsstörungen bestehe

nicht° Daraufhin erhob die Klägerin im Juli 4965 Klage mit
der Begründung‚ eine stationäre Beobachtung im'Rahmen einer

mit Arbeitsunfähigkeit verbundenen "Krankfeierzeit" gehöre
.

begrifflich zur Krankenhausbehandlungo Der Beklagte erhob

die Einrede der Verjährung° Das SG verurteilte den Be—

klagten antragsgemäß, weil die Krankenhausbeobachtung zur

„ 4 _
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Heilbehandlunggehöre(Urteil vom4„ Oktober4967)° Die_
an sich Ende Dezember 1965 endende Verjährung sei durch

das Schreiben des Beklagten vom 160 August 1963? mit

dem er den Ersatzanspruch anerkannt habe, unterbrochen

worden° Das SG ließ die Berufung zu° Das Landessozial—

gericht (LSG) wies die Berufung des Beklagten am 480 "gf
August 497? zurück„ Es führte aus: Nach 5 49 Abs„'i BVG”
werde den Krankenkassen für ihre Aufwendungen Ersatz

geleistet, wenn der Zusammenhang einer Krankheit mit

einer Schädigung anerkannt seio An dem Charakter der
zweitägigen stationären Untersuchung als Heilbehandlung

könne kein Zweifel bestehen° Die Heilbehandlung habe den }

Zweck‚ die Gesundheitsstörung oder die dadurch bewirkte

Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit zu beseitigen oder
wesentlich zu bessern, eine Verschlimmerung zu verhindern
oder körperliche Beschwerden zu beheben° Die Einweisung

des 86 sei zur Klärung des Krankheitsbildes erfolgt und "
nicht, wie die Beklagte annehme‚ zur Feststellung der
Arbeitsfähigkeit im Rahmen einer vertrauensärztlichen

Untersuchung° Die rechtliche Charakterisierung einer

Maßnahme könne nicht von deren Ergebnis —hier: ein ‘
krankhafter Befund sei nicht mehr vorhanden — abhängeng

Eine Untersuchung mit dem Ergebnis, eine Gesundheits—
störung_liege nicht mehr vor, sei in gleichem Maß Teil der?
"Heilbehandlung" wie eine Untersuchung, die zur Erkennung 5

einer Krankheit führe° Der Heilbehandlungsanspruch sei

nicht erst mit dem Bescheid vom 540 Oktober 1959 ent-
_standen; denn bereits mit dem Bescheid nach der Sozial— -}f

versicherungsdirektive Nr„ 27 vom20„7„1950sei die '
Schädigungsfolge

— mit der Folge des Anspruchs auf Heil—

behandlung — anerkannt worden‚ hieran sei der Beklagte

nach 5 85 BVG gebunden gewesen° Die Einrede der Verjäh—
.

rung des Erstattungsanspruchs greife nicht durch„' Zwar ’

habe die ausdrückliche Anerkennung des Erstattungsan—
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spruches im August 1965 nicht eine möglicherweise bereits

eingetretene Verjährung beseitigt, jedoch habe sich der

Beklagte damit in jedem Falle des Rechts begeben, die

fEinrede der Verjährung geltend zu machen und deshalb die
Ersatzleistung zu'verweigern° Der Beklagte Verstoße

”gegen den Grundsatz von Treu und Glauben, wenn er zu-

nä*chst einen streitigen An5pruch anerkenne und die Klägerin

dadurch VeranlaSse, von einer Klageerhebung abzusehen, sich

dann später aber auf Verjährung berufe° Auch im öffent—

‚lichen Rebht sei die Verjährung nicht stets von Amts wegen

zu berücksichtigen, vielmehr sei im Einzelfall darauf ab—
zustellen, ob das öffentliche Interes$e eine Berücksich—

tigung von Amts wegen erfordere° Im vorliegenden Falle

Ständen sich die Beteiligten wegen des öffentlicherecht—

lichen Charakters ihrer Beziehungen gleichrangig gegenüber°

VDeshalb sei kein Grund ersichtlich, der einer Anwendung
der Vorschriften des bürgerlichen Rechts entgegenstehenf

'könnte° Das bedeute, daß die Verjährung nach 5 21 Abs„ 2

BVG nicht von Amts wegen, sondern nur auf Einrede zu be—

.rücksichtigen sei, weshalb auf diese_ Einrede auch _reohts-
‚

wi ksam verzichtet werden kenne° '1' '

7Mit der Zugelassenen Retision rügt der Beklagte die,Ver—b„f
letzung der 55 10, 19, 60 BVG, @@208, 222, 242 BGB° Er' „

"i_st der Ansicht, ‘maßgebend für-den Ersatz von Heilbehand—

‘lungsmaßnahmen sei der Zeitpunkt, in dem die Aufwendungen

gemacht werden Seien, und nicht der Zeitpunkt der Anmel—

dung des Ersatzanspruches° Es sei schon fraglich, ob die
'rankenhausbeobachtung im vorliegenden_Fall eine Heilbe—

handlungsmaßnahme darstelle; aber auch wenn man dies be—

jahc, sei der Ersatzanspruch frühestens mit der Anmeldung

des Versorgungsanspruches (5, Juni 1959) entstanden,
‚.Daran ändere auch die Anerkennung von "Magen— und Darm—‚„-
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katarrh als Ruhrfolge" im Bescheid vom 20„7„4950 nichts,

weil diese nach der Sozialversicherungsdirektive Nr; 27‚

und nicht nach dem BVG erfolgt sei° Die nach früheren __■

verSorgungsrechtlichen Vorschriften ergangenen Bescheide

seien —mit Ausnahme der Bindungswirkung nach 5 85 BVG f
hinfällig geworden° Die Übergangsvorschrift des 5 86 BVG
sei nur auf Versorgungsbezüge (Renten) anzuwenden° Der

in 5 49 BVG genannte Heilbehandlunzgsanspruch könne ab

4° Oktober 4950 nur auf einem Antrag (Anmeldung) beruhen°

Ein solcher Antrag sei von S„ erst am 5° Juni 4959 ge—

stellt werden; deshalb könnten die vor diesem Zeitpunkt

entstandenen Heilbehandlungskosten nicht ersetzt werden°

Die Verjährung des Anspruches habe spätestens am 54°

Dezember 4959 begonnen und am 54° Dezember 4964 geendet°

Die vorsorgliche Anmeldung des Ersatzanspruches mit dem

Schreiben der Klägerin vom 24° November 4964 habe die

Verjährung nicht nach 5 209 BGB unterbrochen° Da die
Verjährungsfrist damals bereits abgelaufen gewesen sei‚

habe auch das Schreiben des Beklagten vom 46° August 4965

nicht mehr zu einer “Unterbrechung" führen könneng_es

liege auch kein sog° "tatsächliches" Anerkenntnis i„S°

von 5 208 BGB und kein "vertragsmäßiges Anerkenntnis”

(Schuldversprechen oder Schuldanerkenntnis) LS° von
„% 222 BGB vor; an einer rechtzeitigen Klageerhebung habe V

dieses Schreiben die Klägerin nicht hindern können‚ weil

damals die Verjährung bereits eingetreten gewesen sei„

Als Ve*zicht auf die Einrede der Verjährung könne das

Schreiben vom 46° August 4965 ebenfalls nicht gewertet -
werden, weil nicht festgestellt sei, daß das VersorgA

sich damals der Verjährung "bewußt gewesen sei"° Aus
der dem Schreiben vom 460 August 4965 vom VersorgA beie

gegebenen Verfügung vom 50 August 4965 ergebe sich9 daß

der Beklagte der irrigen Auffassung gewesen sei? die '

Ersatzforderung sei noch nicht verjährt; da das LSG
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diese verfügung nicht erwähnt habe, werde vorsorglich _791'

.ein Verstoß gegen die 55 405, 428 SGGgerügt° "

Der Beklagte beantragt,“

unter Abänderung der angefochteneanrteile

fdie-Klage abzuweisen°

Die Klägerin beantragt,Tf_;gj;4=ral'«■.j

die_Revi3ion zurückzuweisen°

Sie führt eus5 die stationäre Beobachtung sei iur'K1ärüng1r

de Srankheitsbildes erfolgt„ Der Ersatzanspruch sei 9
nicht erst ab 5‚ Juni 4959 (neuer Antrag)9 sondern ab An—>

meldung des Versorgungsanspruchs gerechtfertigt° Wenn

bereits nach früheren Vorschriften ein Antrag gestellt
(der Anspruch angemeldet) worden sei, dann sei dieser>‚

maßgeblich° Im übrigen habe der Beklagte entgegen Seiner

nunmehrigen Auffassung die seit 4955 entstandenen Kosten
te mit Ausnahmeder stationären Beobachtung—erstatteto’

(D

Nach dem in.der Verfügung vom 5° August 4965 in Bezug ge—
nommenen Rundschreiben des Arbeits— und Sozialministers

für das Land Nordrhein-Westfalen vom»49° Februar 4965 sei
.‚damals die Auffassung vertreten worden, daß die.Kranken-jy

kasse auf Grund der Anerkennung nach früheren Recht damit_

rechnen durfte, das Kostenrisiko für die Kriegsbeschädi—„

gung sei damit-endgültig auf die Versorgungsverwaltung"i■

übergegangeno ‚Nach dieser im Zeitpunkt der Heilbehand-

lungsgewährung (4959) auch von der Rechtsprechung und dem

Beklagten vertretenen Ansicht würde die spätere Ablehnung_

der Ersatzforderung einen groben Verstoß gegen den Grund—_p

satz von Treu und Glauben darstellen, Da die Heilbehand—i_
lung 4959 durchgeführt worden sei‚ habe eine Verjährung .:

des Ersatzanepruches frühestens mit Ablauf des Jahres 4964
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eintreten können° Der Beklagte habe damals selbst die

Auffassung vertreten, daß die Anmeldung des Ersatz—

anspruches im November 4961 genügt habe, um den Ein;

tritt der Verjährung zu verhindern„ Deshalb habe kein
_Anlaß zur Klageerhebung bestanden° Im übrigen sei unbe—

stritten, daß auch ein nach Ablauf der Verjährungsfrist

erklärter Verzicht auf die Einrede der Verjährung

gültig sei°

II

Die Revision des Beklagten ist zulässig (55,762 Abs° 1_Eii

Nr° ?; 164, 466 des Sozialgerichtsgesetzes — SGG -)°

Sie.ist jedoch nicht begründet°

AStreitig ist die Verpflichtung des Beklagten‚ der Klägerin

einen Betrag von DM 414,88, den sie für den Krankenhaus-

aufenthalt des bei ihr damals versicherten S° am 4° und

2„ Juni 4959 aufgebracht hat, zu ersetzen° Die Vorin—A„-

stanzan_haben dies im Ergebnis zutreffend bejaht° ' ’

Der Klägerin, die nicht nur nach dem BVG verpflichtet
„

war‚‘S° Heilbehandlung Zu gewähren, wird nach 5 19 Abs° 4

BVG idF des 60 Änderungsgesetzes (6° ÄndG) vom 1„ Juli?

4957 (BGBl I 661) —abgesehen von Fristvorschriften
gleichlautend idF des Ersten Neuordnungsgesetzes vom

27° Juni 4960 (BGBl I 455) — von der Versorgungsverwal—

tung Ersatz der Aufwendungen für Heilbehandlung gewährt,

wenn der Zusammenhang der Krankheit mit einer Schädigung,

anerkannt ist; wird dieser Zusammenhang erst während der

Heilbehandlung anerkannt, sobird der Ersatz frühestens

von der Anmeldung des Versorgungsanspruches an‚ jedoch

nicht für eine vor Inkrafttreten des BVG liegende Zeit

geleistet° Diese gesetZliche Regelung entspricht der
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Vorschrift des 5 60 Abs„ 5 BVG(6„ ÄndG)‚ nach der die '
Heilbehandlung (@@10 bis 24) mit'dem-Tage beginnt, an dem 1

die Bedingungen für ihre Gewährung erfüllt sind, frühestens“
'mit dem Tage der Anmeldung des Anspff-uches° Der Anspruch „*

auf Kostener$atz entsteht zwar erst mit der Anerkennung‚'
jedoeh rückwirkend auf den Tag der Anmeldung (vgl° Urt_° des

'BundessozialgeriChts
—BSG7 v„ 2„2„71 —8 RV617/69 -)„

Hiera n ändert sich nichts, wenn die Krankheit erst nach

Durchführung des Heilverfahrens als Schädigungsfolge aner—

kannt v;urde (SozR Nr° 2 zu
€ 19 BVG)

'Der'
nrsatzanspruch der

Klägerin
hängt damit zunächst d'avcn'7f

ab, ob die Krankenhausbeobaehtung am 1° und 2 Juni 1959
_

als "Heilbehandlung" anzusehen ist Dies ist in Überein—_

stirzung mit dem LSG zu bejahen° Nach 5 10 Abs° 2 BVG aF

wird Heilbehandlung gewährt‚ wenn dadurch eine Verschlim—

merung der durch_die Schädigung verursachten Leiden Ver- „5*

hütet oder beseitigt wird Das LSGhat festgestellt, St'“
sei von Dr° Pc::;: nach dessen ausdrücklicher Mitteilung

"zur Klärung des Krankheitsbildes" in die Knappschafts—.'_

untersuchungsstelle eingewiesen werden° DiGSG‚FGSÜéÜElf '

'lung ist für das BSGbindend (@165 sec); der Beklagte hatfff
insoweit keine substantiierten Verfahrensrügen (% 164 Abs„2

Satz 2‚SGG) geltend gemacht° Das LSG hat zutreffend darauf

hingewiesen, daß der Beklagte wohl kaum die Subsumtion der D'
Krankenhausbeobachtung unter den Begriff der ?Heilbehande„'

lung" in Frage Stellen würde, wenn die Beobachtung zv."'h'

(weiteren) Behandlungsmaßhahmen geführt hätte; daß dies

hier nicht der Fall gewesen ist, weil 8„ — der damals nach '

Durchführung einer ihm gewährten Kur weiterhin über Be» '

schve1den klagte — nach der Beobachtung als "arbeitsfähig"

angesehen worden ist, kann an der rechtlichen Würdigung "

nichts ändern° Bestätigt wird diese Auffassung auch durch

die Urteile des Senats BSG 20, 118 ff und SozR Nr° 3 zu_
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_ 10 _

5 20 BVG, wonach “entstandene K03ten" i„S° dieser Vor—
schrift auch Kosten und damit Aufwendungen für vertrau—

ensärztliche Untersuchungen und Stellungnahmen sind°

„ Die dahebh als Heilbehandlung
zu

Wertende Krankenhaus—“.)

beobachtung ist S° auch für "anerkannte” Folgen einer

Schädigung gewährt worden (% 49 Abs° 4 Satz 2 aF, % 40
Abs° 2 BVG)° s° hat sich mit Sohreiben vom 51„ Mai 4959

& eingegangen beim VersorgA Duisburg am
3° Juni 4959 __ff

an das VersorgA-mit der Bitte um Nachuntersuchung wegen

einer Verschlimmerung seines "Kriegsleidens" gewandt°

Das VersorgA hat dieses Schreiben als Antrag auf Versor—

gung nach dem BVG gewertet und ihm nach 5 60 Abs° 4 BVG aF

mit Wirkung ab 4° Juni 4959 entsprochen„,weil nach dieser'

Vorschrift die "Beschädigtenrente" — nach dem BVG — '

angemeldet werden ist° Diese "Anmeldung" bedeutete das—

selbe wie der "Antrag" nach 5 4 Abs° 4 BVG (in allen
Fassungen) als materiell—rechtliche Voraussetzung des

Versorgungsanspruchs, mit dem zugleich auch das Verwal+Ü_7'
tungsverfahren in Gang gesetzt wird (BSG 2, 290‚ 294); 4

in den Fassungendes 5 60 Abs„ 4 BVGseit dem4, NOGist‘“
nunmehr von dem'Äntragsmonat" die Rede° ' * * '

2."

Der Beklagte kann die Erfüllung des Ersatzanspruchs der

Klägerin für die Heilbehandlung am 4° und 2° Juni 4959'"'

nicht mit der Begründung ablehnen, S° habe zugleich mit

dem Versorgungsantrag auch den Anspruch auf Heilbehand—

‚
lung erstoam 5° Juni 4959 gestellt (angemeldet), der
"Tag" der Anmeldung des Héilhehandlung3anspruchs„ der

für den (frühesten) Beginn der Heilbehandlung nach 5 60

Abs° 5 BVG aF und damit auch für_den frühesten Beginn

des Zeitraumes der Ersatzleistung nach 5 49 Abs„ 4 Satz 2
BVG aF maßgebend.ist‚ sei erst der 5„ Juni 4959 gewesen°
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’Die "Anmeldung" des Heilbehandlungsanspruchs muß nieht mit f

der "Anmeldung” (dem Antrag) auf Versorgung nach S 3 BVG: 51

zusammenfalleno Die unterschiedlichen Vorschriften über H 9

den Beginn der Leistungen nach 5 60 Abs„ 1 und Abs; 5_BVG aF

für ”anerkannte" Schädigungsfolgen waren deshalb sinnvoll,

weil zur Zeit eines dem Rentenantrag etwa vorhergehenden;uggg

Heilbchandlungsantrages die Voraussetzungen der Heilbehandélv

lung — anerkannte Schädigungsfolgen — und damit auch die‚
4)Voraussetzungen eines Ersatzanspruchs des Trägers der Kran—2

kenversicherung von der Versorgungsverwaltung nicht beurteilt

nerden konnten. Am 10 und 2° Juni 4959 war jedoch bei S; j15

bereits auf Grund seines Versorgungsantrags vom Dezember-f'f*

1949 durch den Bescheid der damals zuständigen Landestersie V
chezungsanstalt vom 20° Juli 1950 als Schädigungsleiden Ü '

“Magen— und Darmkatarrh als Ruhrfolge" anerkannt worden‚'

und zwar - wenngleich die Rentenberechtigung verneint werden

ist —mit "Anspruch auf Krankenhilfe"‚-falls S° infolge VA

seiner "anerkannten Gesundheitsschädigung heilbehandlungs—

Vbédürftig"werdeo ‚Diese Anerkennung ist, wie der/IO° Senat
des BSG in dem zur Veröffentlichung bestimmten Urteil vom
12„ Oktober 1972 ——40 RV 486/71 — zutreffend ausgeführt hat,

mit dem Inkrafttreten des BVG nicht völlig untergegangen° V

Eine Umanerkennung nach 5-86 BVG ist zwar nicht erfolgt? weil

S° auf Grund der früheren Versorgungsrechtlichen VOrschriften

keine Versorgungsbezüge zu zahlen waren, die der "Umanerkenr-

nung” fähig gewesen wären° % 85 BVG bestimmt jedoch: „:
VSoveit nach bisherigen versorgungsrechtlichen Vorschriften :
über die Frage des ursächlichen Zusammenhangs einer Gesund—iu

heitsstörung mit einem schädigenden Ereignis i.S.des‚5.■jBVG
entschieden wurde, ist die Entscheidung auch nach diesem

Gesetz rechtsverbindlich“; diese Vorschrift erfaßt sämtliche

Versorgungsberechtigten, auch wenn sie keine Rente bezogen

haben, und 5 85 BVG gilt unverändert fort; Dabei handelt es
sich um eine Ausnahme von der Regel, daß die früheren Ent—
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‚scheidungen über "Versorgungsansprüche" mit dem Außer—"*'
lkrafttreten der älteren Versorgungsgesetze hinfällig

Ageworden sind (BSG 4, 24‚ 25; 5‚ 54, 59)" Diese Ausnahme

gilt zwar dann nicht, wenn
die früher anerkannte Schä—

digungsfolge überhaupt nicht mehr vorhanden ist (SozR

Nr° 5 zu 5 85 BVG)° Diese "Au3nahme von der Ausnahme”

ist aber hier nicht gegeben° Denn nach den bindenden

Feststellungen des LSG (% 465 SGG) war die im Jahre 4959

zur Arbeitsunfähigkeit des S° führende Krankheit —wie ‘„
_sich insbesondere auch aus den Bescheiden nach dem BVG.V

vom54° Oktober4959und 29° Juni 4964ergibt —mit der“'
früher anerkannten Gesundheitsstörung bzw° deren Folge

identischu Bestand aber aufgrund des früheren Bescheides"

noch eine Rechtsposition des s°, die im Streitfalle von '
entscheidender Bedeutung — "rechtsverbindlich" — LS°

_
von 5 85 BVG werden konnte, dann durfte er nicht so behané

delt werden wie ein Beschädigter, der erstmals und ohne _1

vorherige Anerkennung eines Leidens als Schädigungsfolgefd

einen Heilbehandlungsanspruch nach dem BVG angemeldet '

hat° Mit dieser Rechtsauffassung befindet sich der Senat '

“auch in Übereinstimmung mit den Erlassen des Bundesmini—

sters für Arbeit (BMA) vom 22„ Dezember 4950 (BVB1 4954,vv
44) und vom 20° April 4954 (BVB1 4954, 248)‚ die allerer

dings nur füädie ”Anlaufzeit" des BVG als Übergangs— 'l_

Tbgelung gedacht waren und spätestens mit dem Rundschrei—fh

ben des BMA vom 220 August 4956 (BVB1 4956‚ 465) ergänzt
‘

durch das Rundschreiben vom 47° Oktober 4956 (BVBl 4956,
492) zunächst außer Kraft gesetzt worden sind; damals

wurde bestimmt, daß Leistungen nach dem BVG im allge—
„meinen nur dann erfolgen könnten, wenn ein Bescheid nach pl

diesem Gesetz erteilt sei, nicht aber "aufgrund von
Bescheiden aus früheren Versorgungsgeset2en"„ Offenbar

in Erkenntnis der thilligkeit dieser Regelung ist je—.

doch dann in dem Rundschreiben vom 45° November 4962
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y(BVB1 1962, 140) wieder bestimmt worden, der Kostenersatz.
an die Krankenkasse solle davon abhängig sein, daß "eine

‚entsprechende Anerkennung nach früheren Versorgungsrecht—„'"

'lichen Vorschriften vorgelegen hat und der Zusammenhang'

,der Krankheit mit einer Schädigung nachträglich anerkannt

worden ist" Mit dieser Weisung hat der BMA der Anerken-

vnung nach früheren versorgungsrechtlichen Vorschriften

;wieder die nach 5 85 BVG fortwirkende Bedeutung eingeräumt,

Auf diese_Auffassung, der der Senat aus — den oben darge—

legten — Erwägungen zustimmt, dürfte auch der Erlaß des
_ _1

Arb° und Sozd‘lin° Nordrhein-Westfalens vom 19,2„1965, auf

den sich der Beklagte bei Anerkennung des Erstattungsane

13pruchs bezogen hat, zurückzuführen sein„

Sind damit aber die Voraussetzungen des Ersatzanspruches'

der Klägerin nach @19 Abs° 1 Satz 2 BVGaF für_die Heil—
behandlung am 1„ und 2° Juni 1959 an Sich gegeben, so. "

Vbleibt weiter zu prüfen, ob die Einrede der Verjährung,'h”zf

die der Beklagte auf die von der Klägerin im Jahre 1965

erhobene Klage hin geltend gemacht hat, durchgreifto_ Nach

%24Abs. 2 Satz 4 BVGin denbeidenhier in Betracht kom—
vmenden Fassungen des 6° ÄndG und des 1° NOG verjährten
‚Ersatzansprüche, die auf der Vorschrift des 5 19 beruhen,

in zwei Jahren, Die Verjährung begann nach der Fassung: '

des 6, ÄndG_frühestens mit der Anerkennung\des Versorgungs— .
anspruches (31„ Oktober 1959), nach der Fassung des 1° NOG'

grundsätzlich mit Ablauf des Jahres, in dem die Heilbe- *
handlung durchgeführt wurde (31° Dezember 1959), frühestens
mit der Anerkennung des Versorgungsanspruches° Die Verjäh—

rung ist damit im vorliegenden Fall spätestens mit dem Ende
des Jahres 1961 eingetreten; sie ist auch nicht durch das

Schreiben der Klägerin vom 21 November 1961, mit dem der ;,
Ersatzanspruch bei der Versorgungsverwaltung angemeldet

worden ist, unterbrochen worden (BSG 52, 21„25 f)
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Zu prüfen ist damit lediglich noch" ob der Beklagte im

gerichtlichen Verfahren — 4965 — die Einrede der Verjäh—

rung hat geltend machen dürfen, obwohl er in seinem
_

.
Schreiben vom 46„ August 1965 an die Klägerin deren ge—

samten bis 1955 zurückgehenden Ersatzanspruch uneingea

_
schränkt anerkannt und in der diesem Schreiben beige-

a.fügten "Verfügung" vom 5° August 1965 auf die Einrede

der Verjährung, die nach 5 24 Abs° 2 idF des 60 ÄndG

bereits am 54, Oktober 1961 eingetreten sein konnte?

ausdrücklich im Hinblick auf die Fassung des 1„ NOG■nd
die nach damaliger Rechtsauffassung rechtserhebliche

schriftliche Anmeldung des Ersatzanspruchs im November .Q

1964 verzichtet hatte„ Diese Erklärungen haben zwar9
wovon auch das LSG ausgegangen ist, die bereits eingetré—jf

tene Verjährung, die nach dem oben zitierten Urteil des .

BSG vom 44° Oktober 4970 (BSG 52, 21, 25 f) durch die

unterbrochen werden ist, nicht beseitigen können; in_ -2'{

_ihnen ist auch nicht ein "vertragsmäßiges" Anerkenntnis

i„S„ von 5 222 Abs° 2 BGB zu erblicken‚ weil eine Willen85

'einigung der Beteiligten dahin, daß damit eine abstrakte‚f
>d„h„ vom Schuldgrund unabhängige Verpflichtung begründet

werden sollte, nicht zustande gekommen ist° Der Beklagte‚j

}
hat aber in den Mitteilungen vom August 1965 gegenüber : r

g der Klägerin auf die Einrede der Verjährung ausdrücklich

'.verzichtet„ Ein solcher Verzicht ist auch nach eingetre—_g

teuer Verjährung einseitig möglich und er verstößt nicht '

gegen @ 225 BGB, sofern der Schuldner Kenntnis davon ‘

-gchabt hat, die Verjährung sei eingetreten oder doch

y}e}leigbt eingetreten (vgl° Palandt, Komm° zum BGB, 500

‚ Auflo, Anm° 1 zu 5 222 BGB und Soergel—Siebert‚ Komm° zum

BGB, Stand Frühj° 4967‚ Anm° 5‘So 977)„ Ein solcher }

vSachverhalt hat Her aber nach dem Schreiben des Beklagten>
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vom 46; August 4965 in Verbindung mit der Verfügung vom

5° August 4965 vorgelegen° Denn der Beklagte hat in dérf“”

genannten Verfügung erkennen lassen, daß-er.die Möglich» ;.
keit der Verjährung in Betracht gezogen hat, auf-die ihm ‚*

bekannte Möglichkeit der Einrede der Verjährung aber ‘

"im Hinblick auf die geänderte Rechtsauffassung zu 5 24
, ‚mAbs. 2;BVG"vei*zichtet° Dieser Verzicht ist auch rechts» „-

wirksam;j Wie das BSG wiederholt (vgl° BSG 6, 285, 288;

SozR Nr„ 9 zu'ä 242 BGB) entschieden hat, muß die Verjähf_.

rung von Amts wegen in der Rentenversicherung nur bei der'

Anforderung von Beitragsrückständen durch den Versiche—
,;g

rurgsträgcr beachtet werden, nicht aber dann, wenn der '

Versicherte Leistungsansprüche geltend macht und die Ein—
_

rede von Versicherungsträger nicht erhoben wurde; in die—

sen Fällen stehen sich Versicherungsträger und Versicherter.

in einem Uber— und Unterordnungsverhältnis gegenüber, der

Versicherungsträger "darf" nichts fordern, was verjährt ist,.

er ”darf" aber leisten, auch wenn er die Einrede der Ver—

_jährung„ geltend machen könnte° Im vorliegenden Fall da—

gegen macht die Klägerin als Gläubigerin ihre zWar dem
jöffentlichen Recht angehörende vermögensrechtliche Forderung

auf Kostenersatz LS° von 5 49 BVG gegenüber dem Beklagten

als ihr gleichgeordnetem Schuldner geltend (BSG 52, 24, 22)„_

In solchen Fällen sind die Verjährungsvorschriften des BGB

analog anzuwenden, wenn das Gesetz nichts anderes bestimmt

(BSG 8, 248, 224; 49, 88, 90; Forsthoff, Lehrbuch des Ver—

Waltungsrechts, 9° Aufl° 4966, 4° Bd° S° 467 ff)„ Damit be—
stehen aber keine Bedenken, auf die Rechtsauffassung zur: v'

Verjährung nach den Vorschriften des BGB auch insoweit zu—
rückzugreifen, als ungeachtet @ 225 BGB der Schuldner in
Kenntnis der eingetretenen Verjährung darauf verzichten darf„n

diese Einrede geltend zu machen (vglo Palandt, Komm° zum BGB,.

50. Aufl„ Anm° 4 zu‚5 222)° Dies ist hier mit dem Schreiben
„

„ 46 _
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vom 16„ August in Verbindung mit der Verfügung vom 5°

August 1965 geschehen° Der Beklagte darf nicht nachträg-gg

lich trotzdem wieder die Einrede der Verjährung geltend

machen und sich damit zu seinen früheren Erklärungen in

Widerspruch setzen° Dieser Rechtsauffassung des erken:
Inenden Senats steht nicht das Urteil des 8° Senats des

BSG vom 20 Februar 1971 — 8 RV 617/69 — entgegen‚ das

einen zwischen denselben Beteiligten streitigen Ersatz—

anspruch nach 5 49 BVG betroffen hat und in dem ausge—

führt ist, daß dann, wenn beide Beteiligte juristische

Personen des öffentlichen Rechts sind, "der Beklagte'

keine Leistsngen gewähren darf, die nicht durch Gesetz-7
begründet sind, die Klägerin nicht Leistungen entgegenfe';

nehmen darf, die ihr nicht kraft Gesetzes zustehen",
_und es deshalb für bedeutungslos gehalten worden ist‚

daß der Beklagte einen kraft Gesetzes nicht bestehenden

Anspruch "anerkannt" hatte; denn jene Ausführungen

betreffen insoweit nicht einen Anspruch, der — wie hier

kraft Gesetzes bestanden hat‚ dessen Erfüllung zwar'g_g

wegen der Verjährung hätte verweigert werden dürfen,j

der aber dadurch "anerkannt" worden ist, daß der '

Beklagte ausdrücklich auf die Einrede der Verjährung

verzichtet hat° Hilüié Tü"y [" ""v 5 “

Das Urteil des LSG erweist sich damit im Ergebnis als

zutreffend° Die Revision des Beklagten ist damit unbee

„47—--
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gründetf°i1ndz‘urüékz'uf.ieiseh(%170Abs„ 4 Satz *1see);

'Die Köé’ceheritsbheidung bf’ruh't‘ 3üf % 193 Abs; 4 SGG '
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